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Allgemeine Geschäftsbedingungen: 
Bauseitige Leistungen: 
 
Maurer-; Bohr- und Spitzarbeiten, 
Fliesenleger-Arbeiten, Heizungs-, 
Elektro- und Sanitäranschlüsse. 
Auf Wunsch übernehmen wir die 
Heizungs- und Sanitäranschlüsse 
selbst auf der Aufwandbasis. 
 
Aus konzessionsrechtlichen 
Gründen müssen Elektrokabel-
verlegungen + Elektroanschlüsse 
durch Ihren Hauselektriker 
vorgenommen werden 
 
ALLGEMEINE LIEFERUNGS- UND 
MONTAGEBEDINGUNGEN 
 
1. Allgemeines: 
 
Verkauf und Lieferung erfolgen nur zu 
den nachstehenden Bedingungen des 
Lieferers. Bedingungen des Bestellers 
verpflichten den Lieferer nicht, auch 
wenn sie nicht ausdrücklich zurück-
gewiesen sind. Elektrokabelverlegun-
gen und Elektroanschlüsse gehören 
nicht zum Lieferumfang. 
 
2. Angebot 
 
2.1. Das Angebot des Lieferers ist       

freibleibend, sofern es nicht 
ausdrücklich als verbindlich ge       
kennzeichnet ist oder eine be-     
stimmte Annahmefrist enthält.       
Die Bestellung gilt erst dann als 
angenommen, wenn sie vom 
Lieferer schriftlich bestätigt 
worden ist, wobei auch die 
Textform nach § 126 b BGB 
genügt. 

 
2.2. Vertreter und nicht ausdrück-lich 

bevollmächtigte Ange-stellte des 
Lieferers sind nicht berechtigt, 
dem Besteller mündliche 
Zusagen gleich welcher Art, zu 
erteilen, sowie rechtsgeschäft-
liche Erklärungen abzugeben 
oder entgenzunehmen 

 
2.3. Die zu dem Angebot gehörigen 

Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen und Gewichtsan-
gaben sind nur annähernd 
maßgebend, soweit sie nicht aus-
drücklich als verbindlich bezeich- 

        net sind. Gleiches gilt für Leis- 
 

Lieferfrist eingehalten, wenn der 
Liefergegenstand den Geschäfts-
sitz des Lieferers bis zu ihrem 

 
        tungs- und Verbrauchsangaben.  
        An Kostenanschlägen, Zeichnun- 
        gen, Mustern und anderen Unter- 
        lagen, auch in elektronischer  
        Form, behält sich der Lieferer Ei- 
        gentums- und Urheberrechte vor,  
        sie dürfen nicht vervielfältigt und 
        Dritten zugänglich gemacht wer- 
        den. 
 
3.     Preise und Zahlungen: 
 
3.1. Die Preise gelten mangels beson- 
       derer Vereinbarung ab Geschäfts- 
       sitz des Lieferers. 
 
3.2. Soweit nichts anderes vereinbart  
       ist, hat der Besteller Zahlungen  
       wie folgt zu leisten: 
 

Inland: 
30 % bei Auftragserteilung 
40 % nach Anlieferung des  
         Materials 
20 % nach Durchführung  
         der Montage 
10 % nach Abnahme oder 
         Inbetriebnahme 
 
Ausland: 
30 % bei Auftragserteilung 
40 % bei Anzeige der Versand- 
         bereitschaft; der Bestel- 
         ler ist mit Fälligkeit der 2.  
         Teilzahlung dazu berech- 
         tigt, als Sicherheit eine be- 
         grenzte Bankbürgschaft  
         vom Lieferer zu verlangen. 
20 % nach Durchführung der  
         Montage 
10 % nach Abnahme der Inbe- 
         triebnahme 
 
Enthält das Angebot Werkleis-
tungen, so ist der Lieferer auch 
berechtigt, anstelle des obigen 
Zahlungsplans Abschlagszah-
lungen nach § 632 a BGB zu 
fordern. 
 

3.3   Zahlungen an Vertreter ohne  
        schriftliche Inkassovollmacht ha- 
        ben dem Lieferer gegenüber 
        keine befreiende Wirkung. 
 
3.4.  Die Aufrechnung ist nur mit Ge- 
        genansprüchen des Bestellers 

        
         

Transportperson auf den 
Besteller über.  

 

        
       möglich, die vom Lieferer nicht  

  bestritten werden, oder bereits 
  rechtskräftig tituliert wurden. Auf 
  Zahlungsansprüche des Bestel- 
  lers kann ein Zurückbehal- 
  tungsrecht  nur unter diesen  
  Voraussetzungen gestützt wer- 
  den. 

 
3.5.   Der vereinbarte Preis beruht auf 

den derzeitigen Materialkosten 
und Löhnen. Wird die Leistung 
des Lieferers vertragsgemäß 
später als 6 Wochen nach dem 
Vertragsabschluss erbracht und 
steigen bis zur Auslieferung die 
Materialkosten und Löhne, so ist 
der Lieferer berechtigt, dem 
Besteller diese Erhöhung  
entsprechend der prozentualen 
Erhöhung der Materialkosten 
und Löhne weiter zu berechnen. 
Hierbei wird der jeweilige 
Fabrikationsstand bei Eintritt der 
Materialkosten- und 
Lohnsteigerung berücksichtigt, 
d. h. die Berichtigung bezieht 
sich auf den Teil des Preises, 
der den zusätzlich anfallenden 
Kosten entspricht. 

 
3. 6.  Ist der Besteller Verbraucher im 

Sinne des § 10 BGB, so erfährt 
der Preis bei gestiegenen Mate-
rialkosten und Löhnen eine Ver-
änderung, wenn die Leistung 
des Lieferers später als 4 
Monate nach dem 
Vertragsabschluss erbracht wird 

 
4. Lieferzeit, Leistungsfrist, Liefer- 
     Verzögerung, Verzugsschaden: 
 
4.1. Die Lieferfrist beginnt mit der 

Absendung der Auftragsbestä-
tigung, jedoch nicht vor der Bei-
bringung der vom Besteller auf-
grund ausdrücklicher vertragli-
cher Vereinbarungen zu be-
schaffenden Unterlagen, Geneh-
migungen und Freigaben. Wei-
tere Voraussetzung für den Be-
ginn der Lieferfrist bzw. der Leis-
tungsfrist ist der Eingang einer 
vereinbarten Anzahlung. 
 

4.2. Soweit der Lieferer nicht ver-
pflichtet ist, den Liefergegenstand 
an einen von dem Besteller be-
stimmten Ort zu bringen, ist die  

7.1. Liegt ein vom Lieferer zu vertre-
tender Mangel vor, so ist der 
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Ablauf verlassen hat oder dem 
Besteller die Versandbereitschaft 
mitgeteilt wurde. 

 
4.3. Sofern dem Besteller aufgrund 

einer von dem Lieferer zu ver-
tretenden Verzögerung der Lie-
ferung ein Schaden entsteht, 
beschränkt sich der Schadenser-
satzanspruch unter Ausschluss 
weiterer Ansprüche auf 0,5 % pro 
Verspätungswoche, höchstens 
aber 5 % des Wertes des jeweili-
gen Teiles der Gesamtlieferung, 
der infolge der Verspätung nicht 
rechtzeitig oder nicht zweck-
dienlich benutzt werden kann. 
Dem Lieferer bleibt der Nachweis 
vorbehalten, dass der tatsächlich 
entstandene Verzugsschaden 
geringer ist. Diese Regelung gilt 
nicht im Falle des Vorsatzes oder 
groben Fahrlässigkeit des Liefe-
rers sowie im Falle der 
Verletzung einer wesentlichen 
Vertragspflicht (Kardinalpflicht). 

 
4.4. Wird der Versand durch Umstän-

de verzögert, die der Besteller zu 
vertreten hat, so werden ihm, be-
ginnend einen Monat nach Anzei-
ge der Versandbereitschaft, die 
durch die Lagerung am Ge-
schäftssitz des Lieferers entstan-
denen Kosten, mindestens je-
doch ½ % des Rechnungsbetra-
ges für jeden Monat berechnet. 
Dem Besteller bleibt der Nach-
weis eines geringeren Schadens 
vorbehalten. 

 
4.5.  Die Einhaltung der Leistungsfrist 

steht unter dem Vorbehalt 
richtiger und rechtzeitiger 
Selbstbelieferung, sofern wir ein 
konkretes Deckungsgeschäft 
abgeschlossen haben. Sich 
erkennbar abzeichnende 
Verzögerungen teilen wir mit. 

 
5. Gefahrenübergang: 
 
5.1.  Die Gefahr geht, sofern der 

Lieferer nicht ausdrücklich den 
        Versand und die Montage und/ 
        oder die Anfuhr des Liefergegen-

standes übernommen hat, mit 
Übergabe der Lieferteile an die  
worden sind: Verwendung 
ungeeigneter Betriebsmittel oder 
Austauschwerkstoffe (z. B. durch 

5.2. Bei Bauleistungen geht mit deren 
Abnahme oder rügeloser Inbe-
triebnahme die Gefahr auf den 
Besteller über. 

 
5.3.  Verzögert sich der Versand oder 

die Abnahme durch Umstände, 
die der Besteller zu vertreten hat, 
so geht die Gefahr mit Zugang 
der Mitteilung über die Versand-
bereitschaft des Liefergegenstan-
des bzw. der Abnahmebereit-
schaft beim Besteller auf diesen 
über. Der Lieferer ist jedoch 
verpflichtet, auf Wunsch und 
Kosten des Bestellers die Ver-
sicherungen zu bewirken, die 
dieser verlangt. 

 
6. Abnahme: 
 
6.1.  Sofern Bauleistungen erbracht 

werden, geltend diese nach 
Ablauf von 12 Werktagen nach 
schriftlicher Meldung der Abnah-
mebereitschaft als abgenommen, 
es sei denn, der Besteller rügt 
schriftlich innerhalb dieses Zeit-
raums bestehende wesentliche 
Mängel. 

 
6.2.  Zur Abnahmeverweigerung ist 

der Besteller nur berechtigt, 
sofern der Mangel den gewöhn-
lichen und/ oder den vertraglich 
vorausgesetzten Gebrauch des 
Werkes und/ oder dessen Werk 
aufhebt oder erheblich mindert. 
Sofern das Werk mit Mängeln 
behaftet ist, die nicht zur Abnah-
meverweigerung berechtigen, hat 
die Abnahme unter dem Vorbe-
halt der Mangel-beseitigung zu 
erfolgen. 

 
6.3.  Abnahmeverweigerungen oder 

Vorbehalte gegen die Abnahme 
müssen unverzüglich schriftlich 
unter Angabe und Beschreibung 
des gerügten Mangels erfolgen. 

 
7. Sachmängelhaftung: 
 
Für Mängel der Lieferung, haftet der 
Lieferer unter Ausschluss weiterer 
Ansprüche unbeschadet der Haftung 
des Lieferers gem. Ziff. 7 wegen 
Pflichtverletzungen wie folgt: 
8.2.  Darüber hinausgehende Scha-

dens- und Aufwendungsersatz-
ansprüche des Bestellers sind 

Lieferer berechtigt, diesen nach 
seiner Wahl durch unentgeltliche 
Nachbesserung oder Ersatzliefe-
rung zu beseitigen. Ersetzte Teile 
werden Eigentum des Lieferers. 
Ist der Lieferer zu dieser Mängel-
beseitigung nicht bereit oder nicht 
in der Lage, insbesondere verzö-
gert sich dies über angemessene 
Fristen hinaus aus Gründen, die 
der Lieferer zu vertrete hat oder 
schlagen mindestens 2 Nachbes-
serungsversuche fehl, ist der Be-
steller – unbeschadet etwaiger 
Schadensersatzanprüche gem. 
Ziff. 10 – berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten oder Minderung 
der Vergütung geltend zu 
machen. 

 
7.2. Sofern der Besteller Sachmängel-

rechte nach seiner Wahl verlan-
gen kann, ist er verpflichtet, auf 
Verlangen des Lieferers hin inner-
halb einer angemessenen Frist zu 
er-klären, ob er bei Vor-liegen der 
Voraussetzungen Nacherfüllung 
verlangt, vom Vertrag zurücktritt, 
Minderung des Kaufpreises gel-
tend macht und/ oder Schadens-
ersatz statt der Leistung verlangt. 

 
7.3  Die zum Zwecke der Nacherfül-

lung erforderlichen Aufwendun-
gen, insbesondere Transport-, 
Wege-, Arbeits- und Materialkos-
ten werden vom Lieferer getra-
gen, es sei denn, dass sich die 
Aufwendungen erhöhen, weil der 
Gegenstand der Lieferung nach-
träglich an einen anderen Ort als 
den Sitz des Bestellers verbracht 
worden ist und die Verbringung 
nicht dem bestimmungsgemäßen 
Gebrauch entspricht. 

 
7.4. Der Liefergegenstand ist unver-

züglich nach Empfang zu unter-
suchen. Offensichtliche Mängel 
sind bei Vermeidung des Verlus-
tes der Mängelrechte innerhalb 
von 11 Tagen nach Empfang 
schriftlich dem Lieferer mitzutei-
len. 

 
7.5. Der Lieferer übernimmt keine Ge-

währ für Schäden, die durch fol-
gende Umstände mitverursacht 
Verlangen des Bestellers inso-
weit zur Rückübertragung ver-
pflichtet. Die Auswahl der frei-
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die Verwendung nicht geprüfter 
Mittel bei der Wasserpflege- und 
Reini-gung),  mangelhafte 
Bauarbeiten (z. B. nicht 
ausreichend wärme- und 
feuchtisolierte Schwimmhalle und 
Nebenräume, fehlerhaft ver-
glaste Oberlichter). 

 
7.6.  Sachmängelansprüche verjähren 

in 12 Monaten, gegenüber Be-
stellern, die Verbraucher im Sin-
ne von § 10 BGB sind, in 24 Mo-
naten. Dies gilt nicht, soweit das 
Gesetz gem. § 438  I (2) BGB 
(Bauwerke und Sachen für 
Bauwerke), § 479 I BGB (Rück-
griffsanspruch) und § 634a I (2) 
BGB (Baumängel) längere Fris-
ten vorschreibt bzw. für Verträge, 
in die die VOB/B insgesamt 
einbezogen ist. 

 
7.7.  Für die Haftung des Lieferers gilt 

im Übrigen Ziff. 8. Darüber hin-
ausgehende Ansprüche wegen 
eines Sachmangels sind ausge-
schlossen. 

 
8.    Haftung: 
 
8.1. Für durch Pflichtverletzungen des 

Lieferers dem Besteller entstan-
dene Sach- und Sachfolgeschä-
den ist die Ersatzpflicht des Lie-
ferers auf die Deckungssumme 
der Haftpflichtversicherung des 
Lieferers (3 Mio. EUR) begrenzt. 
Diese Haftungsbegrenzung gilt 
auch für die persönliche Haftung 
der Angestellten,  Mitarbeiter, 
Vertreter und Erfüllungsgehilfen 
des Lieferers. Der Lieferer ist 
bereit, dem Besteller auf 
Verlangen Einblick in die 
Haftpflichtversicherungspolice zu 
gewähren. Diese Haftungsbe-
grenzung tritt allerdings nur dann 
ein, wenn die abgeschlossene 
Deckungssumme der Versiche-
rung im Rahmen der Vorherseh-
barkeit solcher Sach- und Sach-
folgeschäden liegt. Soweit die 
Versicherung nicht eintritt, 
übernimmt der Lieferer die 
subsidiäre Haftung ge-genüber 
dem Besteller jedoch nur gem.  
Ziff. 8.2. 

 
abzuführen, soweit dessen 
Forderungen fällig sind. Im Fall 

ausgeschlossen. Dies gilt nicht 
für unabdingbare Ansprüche 
nach dem Produkthaftungsge-
setz, in Fällen des Vorsatzes 
oder der groben Fahrlässigkeit, 
wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit oder der schuldhaft-
en Verletzung einer wesentlichen 
Vertragspflicht. Im Falle der 
schuldhaften Verletzung einer 
wesentlichen Vertragspflicht haf-
ten wir allerdings nur für den ver-
tragstypischen, vorhersehbaren 
Schaden, soweit nicht wiederum 
Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit vorliegt oder wegen der Ver-
letzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit. Eine 
Änderung der Beweislast zum 
Nachteil des Bestellers ist mit 
den Regelungen der Ziff. 8 nicht 
verbunden. 

 
8.3. Soweit dem Besteller nach dieser 

Ziffer Schadensersatzansprüche 
zustehen, verjähren diese mit 
Ablauf der für Sachmängelan-
sprüche geltenden Verjährungs-
frist gem. Ziff. 7.6. 

 
9.    Eigentumsvorbehalt: 
 
9. 1. Der Lieferer behält sich das Ei-

gentum an sämtlichen von ihm 
gelieferten Waren bis zur Bezah-
lung aller Ansprüche aus der Ge-
schäftsverbindung mit dem Be-
steller vor. Beim Einbau der ge-
lieferten Anlage in ein Gebäude 
oder der Verbindung mit anderen 
Anlagen erstreckt sich das Ei-
gentum des Lieferers anteilig 
auch auf die durch Einbau ent-
standene Anlage und die Fertig-
ware. Dies gilt auch dann, wenn 
das Entgelt für bestimmte, von 
dem Besteller bezeichnete Wa-
renlieferungen, bereits bezahlt 
ist, da das vorbehaltene Eigen-
tum als Sicherung für die Saldo-
forderung des Lieferers dient. 
Übersteigt der Wert der dem Lie-
ferer zur Sicherung dienenden 
unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferten Gegenstände die 
Gesamtforderung des Lieferers 
um mehr als 20 %, so ist er auf         
licher Unwirksamkeit einzelner 
Punkte seiner Bedingungen oder 
einzelner Ziffern dieser AGB ver-

zugebenden Sicherheit obliegt 
dem Lieferer. 

 
9.2. Der Besteller ist verpflichtet, den 

Vertragsgegenstand pfleglich zu 
behandeln; insbesondere ist er 
verpflichtet, diesen gegen Feuer-, 
Wasser- und Diebstahlschäden 
ausreichend zum Neuwert zu ver-
sichern. Sofern Wartungs- und In-
spektionsarbeiten erforderlich 
sind, muss der Besteller diese auf 
eigene Kosten rechtzeitig durch-
führen (lassen). 

 
9.3. Dem Besteller ist in stets wider-

ruflicher Weise gestattet, die ge-
lieferten Waren im Rahmen eines 
ordnungsgemäßen Geschäftsver-
kehrs weiter zu veräußern, es sei 
denn, dass die sich aus dem Wei-
terverkauf ergebende Forderung 
bereits an andere abgetreten ist, 
die Berechtigung zur Weiterver-
äußerung entfällt auch bei Zah-
lungseinstellung des Bestellers. 

 
9.4. Die ihm aus der Weiterveräuße-

rung oder aus wirtschaftlichen 
ähnlichen Verfügungen über 
diese zustehende Forderung tritt 
der Besteller bereits jetzt an den 
Lieferer zu seiner Sicherung ab; 
dabei ist unerheblich, ob die 
Vorbehaltsware ohne oder nach 
Verbindung mit anderen Sachen 
verkauft wird.  

 
9.5. Für den Fall, dass die Vorbehalts-

ware vom Besteller zusammen 
weiterverkauft wird, sei es separat 
oder in Verbindung oder Vermi-
schung mit anderen nicht dem 
Lieferer gehörenden Waren oder 
nach Weiterverarbeitung, gilt die 
Abtretung nur in Höhe des zwi-
schen Lieferer und Besteller gel-
tendenden Rechnungsbetrags 
oder Vorbehaltsware einschließ-
lich Umsatzsteuer. 

 
9.6. Der Besteller ist zur Einziehung 

der lt. Ziff. 9.3 abgetretenen For-
derung solange ermächtigt, wie er 
seiner Zahlungspflicht dem Liefe-
rer gegenüber nachkommt, die 
von ihm eingezogenen Beträge 
hat er sofort an den Lieferer  
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der Verletzung der Zahlungs-
pflicht des Bestellers ist der 
Lieferer berechtigt, die Forde-
rungsabtretung ge-genüber dem 
Besteller des Bestellers 
aufzudecken. 

 
9.7. Der Lieferer ist berechtigt, die He-

rausgabe der Vorbehaltsware zu 
verlangen, wenn der Besteller 
seine Zahlungsverpflichtungen 
entweder trotz einer nach dem 
Kalender bestimmten Zeit oder 
Fristsetzung nicht nachkommt. 
Das Herausgabeverlangen stellt 
zugleich den Rücktritt vom Ver-
trag dar. 

 
9.8. Der Besteller darf den Lieferge-

genstand weder verpfänden noch 
zur Sicherung übereignen. Bei 
Pfändung sowie Beschlagnah-
mung oder sonstigen Verfügun-
gen durch dritte Hand hat er den 
Lieferer unverzüglich zu benach-
richtigen. 

 
10.  Rechtswahl, Erfüllungsort und 
       Gerichtsstand 
 
10.1 Auf die gegenseitige Rechtsbe-

ziehungen finden ausschließlich 
das in der Bundesrepublik 
Deutschland geltende Recht 
Anwendung. 

 
10.2 Erfüllungsort für alle Verpflich-

tungen aus diesem Vertrag ist 
der Sitz des Lieferers.  

 
10.3 Gerichtsstand für alle aus dem 

Vertragsverhältnis sich ergeben-
den Rechtsstreitigkeiten ein-
schließlich Wechselklagen ist – 
soweit rechtlich zulässig –  der 
Sitz des Lieferers. Der Lieferer ist 
auch berechtigt, bei dem Gericht 
zu klagen, das für den Sitz des 
Bestellers zuständig ist. Diese 
Klausel ist nur anzuwenden, 
wenn der Besteller Kaufmann, 
juristische Person des öffent-
lichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. 

 
11. Verbindlichkeit des Vertrages: 
 
11.1 Der Vertrag bleibt auch bei recht- 

bindlich. Die durch Wegfall der 
unwirksamen Bestimmung ent-
stehende Lücke ist nach Treu 
und Glauben im Sinne des Ver-
trages auszufüllen. 

 
Owingen, Dezember 2012 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


